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Inhaltsverzeichnis

1.	 Auskunftspflichten des GmbH-Geschäftsführers – 
auch nach dem Ausscheiden

GmbH-Geschäftsführer unterliegen während ihrer Amtszeit 
umfassenden Auskunftspflichten gegenüber der Gesell-
schaft bzw. den Gesellschaftern – und zwar bereits kraft 
Gesetzes, also unabhängig von einer vertraglichen Rege-
lung. Für ein solches Auskunftsverlangen bedarf es weder 
eines besonderen Interesses noch eines konkreten Anlas-
ses oder Verdachts. Es genügt das allgemeine, anlasslose 
Bedürfnis der Gesellschaft, die Geschäftsführertätigkeit zu 
kontrollieren.

Diese Verpflichtung endet nicht automatisch mit der Ab-
berufung des Geschäftsführers oder dem Ende des Anstel-
lungsverhältnisses. Vielmehr besteht eine nachvertragliche 
Auskunftspflicht, soweit dies zur Wahrung berechtigter In-

formationsinteressen der Gesellschaft erforderlich ist. Ein 
solches Interesse liegt etwa dann vor, wenn ein begründeter 
Verdacht auf eine Pflichtverletzung des Geschäftsführers 
vorhanden ist – beispielsweise wegen Verstoßes gegen ein 
Wettbewerbsverbot – und die Möglichkeit besteht, dass der 
Gesellschaft hieraus Ansprüche entstanden sind. In diesem 
Fall richtet sich der Auskunftsanspruch nach dem Aufklä-
rungsbedürfnis der Gesellschaft.

Auch im Haftungsprozess gegen den ehemaligen Ge-
schäftsführer besteht ein berechtigtes Auskunftsinteresse 
der Gesellschaft. Zwar obliegt dem Geschäftsführer grund-
sätzlich die Darlegungs- und Beweislast für ein pflichtge-
mäßes Verhalten, dies entbindet ihn jedoch nicht von seiner 
Auskunftspflicht. Die Auskunftspflicht wird auch nicht da-
durch eingeschränkt, dass der Geschäftsführer mit der ver-
langten Auskunft eine Pflichtverletzung offenbaren würde.
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2.	 Widerrufbelehrung mit Verbrauchern – keine  
Nennung von Telefonnummer erforderlich

Der Bundesgerichtshof (BGH) hatte sich mit der Frage zu 
befassen, ob ein Unternehmer, der im Rahmen eines Fern-
absatzvertrags mit Verbrauchern von der gesetzlichen 
Musterwiderrufsbelehrung abweicht, in seiner eigenen Wi-
derrufsbelehrung – neben der Angabe von Postanschrift 
und E-Mail-Adresse – auch seine Telefonnummer angeben 
muss. Von dieser Frage hängt in den Streitfällen ab, ob eine 
Widerrufsfrist von 14 Tagen ab Erhalt der Ware gilt oder das 
Widerrufsrecht erst nach 12 Monaten und 14 Tagen nach 
dem Beginn der gesetzlichen Widerrufsfrist erloschen ist.

Nach Auffassung des BGH ist die Angabe der Telefonnum-
mer in einem solchen Fall nicht erforderlich, wenn der Un-
ternehmer – wie hier – in der Widerrufsbelehrung bereits 
seine Postanschrift und E-Mail-Adresse angibt und die Te-
lefonnummer außerdem ohne Weiteres auf seiner Internet-
seite zugänglich ist.

Für eine schnelle und effektive Kontaktaufnahme sei es nicht 
zwingend erforderlich, dass zusätzlich zur Post- und E-Mail-
Adresse auch die Telefonnummer in der Widerrufsbelehrung 
selbst aufgeführt werde. Nach Auffassung des Gerichts be-
einträchtigt die fehlende Angabe der Telefonnummer nicht 
die Fähigkeit des Verbrauchers, sein Widerrufsrecht inner-
halb der 14-tägigen Frist wirksam auszuüben.

Ferner stellte der BGH in einem anderen Urteil klar, dass 
die Widerrufsfrist auch dann wirksam in Gang gesetzt wird, 
wenn der Unternehmer den Verbraucher zwar darüber be-
lehrt, dass er die unmittelbaren Kosten der Rücksendung 
zu tragen hat, jedoch keine – auch nicht schätzungsweise 
– Angabe zur Höhe dieser Kosten macht.

3.	 Unglück in einer Ferienwohnung

Normalerweise verbringt man in den Ferien eine schöne 
und unbeschwerte Zeit. Doch auch hier kann es zu schlim-
men Vorfällen kommen. So wie im folgenden vom Oberlan-
desgericht Oldenburg entschiedenen Fall. Die Mutter einer 
sechsjährigen Tochter setzte beim ersten Frühstück in der 
Ferienwohnung Kaffee in der Kaffeemaschine auf. Als sie 
den Kaffee zum Frühstückstisch brachte, löste sich der 
Henkel und die Kanne kippte nach vorn. Der heiße Kaffee 
ergoss sich über den Oberköper und die Arme ihrer Tochter. 
Das Mädchen erlitt schwere Verbrennungen und kam mit 
einem Hubschrauber ins Krankenhaus. Sie trug – voraus-
sichtlich dauerhafte – Narben im Brustbereich davon.

Die Familie verlangte von der Vermieterin Schmerzensgeld 
und Schadensersatz, weil die Kaffeekanne schon bei Über-
nahme der Ferienwohnung kaputt gewesen sei.

Grundsätzlich haftet ein Vermieter sogar ohne jedes eigene 
Verschulden, allerdings nur für Mängel, die bereits bei Ver-
tragsschluss vorlagen. Die Familie konnte einen solchen 
Mangel zum Zeitpunkt des Vertragsschlusses nicht bewei-
sen und der gerichtlich bestellte Sachverständige stellte 
keine Reparaturspuren an der Kanne fest. Somit hatte die 
Familie gegenüber der Vermieterin keine Ansprüche.

Die Vermieterin haftet auch nicht wegen eines möglichen 
Verschuldens, denn es ließ sich nicht mehr klären, in wes-
sen Verantwortungsbereich die Schadensursache fiel. Die 
Glaskanne war zunächst noch funktionstüchtig gewesen, 
als die Mutter damit das kalte Wasser in die Maschine 
füllte. Der Bruch war also erst danach erfolgt. Es konnte 
auch nicht festgestellt werden, dass der Vermieterin etwa-
ige Vorschäden hätten auffallen müssen. Sie musste auch 
nicht die Kanne auf versteckte Schäden untersuchen.

4.	 Unwirksamkeit einer Probezeitkündigung wegen 
widersprüchlichen Verhaltens

In einem Verfahren hatte das Landesarbeitsgericht Düs-
seldorf über die Wirksamkeit einer Probezeitkündigung zu 
entscheiden, die im Widerspruch zu einer zuvor erklärten 
Übernahmezusage durch den Arbeitgeber stand.

Ein Arbeitnehmer war seit dem 15.6.2023 bei einem Un-
ternehmen tätig. Im Arbeitsvertrag war eine Probezeit von 
sechs Monaten vereinbart. Im November 2023 erhielt der 
direkte Vorgesetzte des Arbeitnehmers – zugleich Pro-
kurist und Abteilungsleiter – von der Personalabteilung 
die Anfrage, ob der Arbeitnehmer mit Blick auf das bevor-
stehende Ende der Probezeit übernommen werden solle. 
Unstreitig erklärte er hierzu: „Das tun wir natürlich.“ Trotz 
dieser Zusage erhielt der Arbeitnehmer am 8.12.2023 eine 
ordentliche Kündigung zum 22.12.2023, hilfsweise zum 
nächstmöglichen Zeitpunkt.

Erklärt der direkte Vorgesetzte einem Arbeitnehmer, der 
sich noch innerhalb der sechsmonatigen Probe- und War-
tezeit befindet, kurz vor Ablauf dieser Frist, dass er „natür-
lich“ übernommen werde, und kündigt derselbe Vorgesetzte 
wenige Tage später im Namen des Arbeitgebers dennoch 
ordentlich während der Probezeit, so kann diese Kündigung 
treuwidrig und damit unwirksam sein.

Dies gilt insbesondere dann, wenn der Vorgesetzte nicht 
nur Prokurist, sondern auch für Personalentscheidungen in 
der Abteilung zuständig ist und zwischen der Übernahme-
zusage und der Kündigung keine Vorkommnisse vorgefal-
len sind, die einen Sinneswandel nachvollziehbar machen 
würden. In einem solchen Fall verstößt die Kündigung ge-
gen das Verbot widersprüchlichen Verhaltens und ist nach 
den Grundsätzen von Treu und Glauben rechtsunwirksam.
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5.	 Keine Entgeltfortzahlung bei Arbeitsunfähigkeit 
infolge Tätowierung

Sichtbare Tattoos werden im Arbeitsleben immer normaler. 
Es stellt sich damit aber zunehmend die Frage, wer eigentlich 
das finanzielle Risiko trägt, wenn beim Stechen des Tattoos 
nicht alles glatt verläuft. In einem vom Landesarbeitsgericht 
Schleswig-Holstein (LAG) entschiedenen Fall ließ sich eine 
Arbeitnehmerin am Unterarm tätowieren. In der Folge ent-
zündete sich die tätowierte Stelle und sie wurde daraufhin 
für mehrere Tage krankgeschrieben. Die Arbeitgeberin lehn-
te jedoch die Entgeltfortzahlung für diesen Zeitraum ab.

Die LAG-Richter entschieden, dass nach einer Tätowierung 
damit gerechnet werden muss, dass sich die tätowierte 
Hautstelle entzündet. Diese Komplikation wird bei Einwilli-
gung in die Tätowierung billigend in Kauf genommen. Führt 
diese Komplikation zur Arbeitsunfähigkeit, besteht kein An-
spruch auf Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall, da den Ar-
beitnehmer ein Verschulden an der Arbeitsunfähigkeit trifft.

6.	 Räumungsfrist bei behördlicher Nutzungs- 
untersagung einer Wohnung

Grundsätzlich muss eine Wohnung sowohl dem formellen 
Baurecht (d.h. es liegt eine gültige Baugenehmigung für die 
Nutzung als Wohnung vor) als auch dem materiellen Bau-
recht entsprechen. Letzteres umfasst insbesondere öffent-
lichrechtliche Anforderungen wie Brandschutz, Abstands-
flächen, Schallschutz, die Stellplatzpflicht und ähnliche 
Vorschriften.

Spricht eine Bauaufsichtsbehörde gegenüber einem Mie-
ter eine Nutzungsuntersagung aus – also ein Verbot, die 
Wohnung weiterhin zu bewohnen –, weil diese weder ge-
nehmigt ist (formell baurechtswidrig) noch den baulichen 
Anforderungen entspricht (materiell baurechtswidrig), darf 
die Untersagung nicht sofort vollziehbar sein.

Vielmehr ist dem Mieter regelmäßig eine angemessene 
Frist zur Räumung zu gewähren. Diese Frist soll es ihm er-
möglichen, sich auf die Situation einzustellen und insbe-
sondere Ersatzwohnraum zu finden.

Das Oberverwaltungsgericht Niedersachsen hat hierzu 
entschieden: „Wird gegenüber dem Mieter einer formell und 
materiell baurechtswidrigen Wohnung eine Nutzungsunter-
sagung ausgesprochen, so ist eine Befolgungsfrist, die der 
gesetzlichen Kündigungsfrist des Mieters entspricht, regel-
mäßig angemessen.“

Als angemessen gilt dabei in der Regel eine Frist von drei 
Monaten, wie sie etwa für Wohnraum gilt, der seit weniger 
als fünf Jahren angemietet ist.

7.	 Keine Nachweispflicht bei doppelter  
Haushaltsführung

Der Bundesfinanzhof (BFH) hat eine Entscheidung des Fi-
nanzgerichts München (FG) aufgehoben, welches die Kos-
ten der doppelten Haushaltsführung eines Alleinlebenden 
mangels Nachweises der finanziellen Beteiligung an den 
Haushaltskosten am Hauptwohnsitz nicht anerkennen 
wollte.

Im entschiedenen Fall handelte es sich um einen Studen-
ten bzw. wissenschaftlichen Mitarbeiter, welcher neben ei-
nem unstreitig eigenständigen Haushalt am Studienort im 
Haus seiner Eltern ein Geschoss renovierte und dort einzog, 
welches unstreitig auch sein ehemaliges „Kinderzimmer“ 
umfasste. Das Finanzamt und das FG vertraten die Auffas-
sung, dass der Kläger in den Haushalt der Eltern eingeglie-
dert sei, weswegen kein eigenständiger Haushalt gegeben 
sei. Dies sah der BFH anders. Steuerpflichtige, die sowohl 
am Hauptwohnsitz als auch am Beschäftigungsort einen 
eigenen Hausstand unterhalten, müssen grds. nachwei-
sen, dass sie die doppelten Lasten mittragen und sich die 
Kosten mit anderen teilen. Das erstinstanzliche FG hielt an 
dieser Auffassung auch bei einem Ein-Personen-Haushalt 
fest. Solange der Haushalt tatsächlich existiert und privat 
genutzt wird, stellt sich laut BFH die Frage nach einer Kos-
tenbeteiligung nicht, da der Steuerpflichtige ohnehin sämt-
liche Kosten trägt. Der BFH hatte den Rechtsstreit an das 
erstinstanzliche FG zurückverwiesen, damit dieses fest-
stellen kann, in welcher Höhe dem Kläger Unterkunftskos-
ten und Verpflegungsmehraufwendungen entstanden sind.

Hinweis: Im Rahmen einer doppelten Haushaltsführung 
entfällt für Ein-Personen-Haushalte nach der Entscheidung 
des BFH der Nachweis einer Kostenbeteiligung.

8.	 Falsche Angaben im Erbscheinverfahren

Das Oberlandesgericht Celle hatte in einem Streit um einen 
Erbschein zu entscheiden. Dabei lag folgender Sachverhalt 
vor: Eine Frau beantragte nach dem Tod ihrer Mutter einen 
Erbschein, um als Alleinerbin ausgewiesen zu werden. Sie 
berief sich dabei auf ein Testament, machte aber fal-sche 
Angaben. Sie versicherte eidesstattlich, dass das Testa-
ment von der Verstorbenen eigenhändig verfasst worden 
sei. In Wirklichkeit hatte jedoch die Tochter das Testament 
geschrieben und die Mutter nur ihre Unterschrift darunter-
gesetzt.

Da ein Testament grundsätzlich eigenhändig – also vollstän-
dig handschriftlich – vom Erblasser verfasst oder notariell 
beurkundet werden muss, war das Dokument unwirksam. Es 
griff daher die gesetzliche Erbfolge, sodass die Antragstelle-
rin sich das Erbe mit ihren Geschwistern teilen musste.
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Bitte beachten Sie, dass dieses Informationsschreiben eine individuelle Beratung nicht ersetzen kann!  
Alle Beiträge sind nach bestem Wissen zusammengestellt. Eine Haftung für deren Inhalt kann jedoch nicht übernommen werden. 

Für Fragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung.

Basiszinssatz:
nach § 247 Abs. 1 BGB maßgeblich
für die Berechnung von Verzugszinsen

seit 01.07.2025 = 1,27 % 	 01.01.2025 - 30.06.2025 = 2,27 %	 01.07.2024 – 31.12.2024 = 3,37 %
Ältere Basiszinssätze finden Sie im Internet unter:  
www.destatis.de - Themen - Konjunkturindikatoren - Verbraucherpreise - Preisindizes im Überblick

Verzugszinssatz 
(§ 288 BGB seit 01.01.2002)

Rechtsgeschäfte mit Verbrauchern:	 Basiszinssatz + 5 %-Punkte 

Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern:	 Basiszinssatz + 8 %-Punkte
(abgeschlossen bis 28.07.2014)	

Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern:	 Basiszinssatz + 9 %-Punkte
(abgeschlossen ab 29.07.2014)	 zzgl. 40 € Pauschale

Verbraucherpreisindex:
(2020 = 100)

2025:	 Juli = 122,2; Juni = 121,8; Mai = 121,8; April = 121,7; März = 121,2 ; Februar = 120,8 ; Januar = 120,3;  

2024:	 Dezember = 120,5; November = 119,9; Oktober = 120,2; September = 119,7; August = 119,7;     
	 Juli = 119,8; Juni = 119,4; Mai = 119,3; April = 119,2; März = 118,6; Februar = 118,1; Januar = 117,6  

Ältere Verbraucherpreisindizes finden Sie im Internet unter: http://www.destatis.de - Konjunkturindikatoren - Verbraucherpreise

Im Erbscheinverfahren vor dem Amtsgericht wurden die 
falschen Angaben aufgeklärt und die Geschwister hatten 
Anwälte beauftragt, um gegen den unberechtigten Antrag 
vorzugehen. Nun verlangten zwei Schwestern die Erstat-
tung der Anwaltskosten. Das Oberlandesgericht Celle gab 
ihnen recht.

9.	 Fehlende Absicherung der Baustelle – Behörde  
in der Pflicht

Das Oberlandesgericht Celle (OLG) musste klären, wer für 
einen Schaden verantwortlich ist, der durch eine fehlende 
Beschilderung an einer Baustelle verursacht wurde. In dem 
Fall fuhr ein Mann mit seinem Pkw auf der XY-Straße hin-
ter einer Straßenbahn her in einen Baustellenbereich. Dort 
kam es zu einem Unfall, bei dem das Fahrzeug beschädigt 
wurde.

Nach der behördlichen Verkehrsplanung sollte auf der XY-
Straße. vor dem Beginn des ausgekofferten Bereichs ein 
Streckenposten stehen und eine Schrankenanlage bedie-
nen. Der Posten hätte der Straßenbahn die Durchfahrt ge-
währen, aber gleichzeitig die Weiterfahrt der nachfolgenden 
Fahrzeuge verhindern sollen. Ein solcher Streckenposten 
bzw. eine Schranke waren zum Zeitpunkt des Unfalls nicht 
vorhanden.

Das OLG kam zu folgender Entscheidung: „Unterlässt eine 
von der öffentlichen Hand beauftragte private Baufirma 

eine notwendige Verkehrsregelung zur Absicherung von 
Straßenbauarbeiten, die der öffentlichen Grundversorgung 
dienen, haftet die zuständige (auftraggebende) Behörde für 
daraus entstehende Schäden.“

10.	Mietvertragskündigung – Widerspruch wegen  
gesundheitlicher Härte

Grundsätzlich kann ein Mieter der Kündigung seines Ver-
mieters widersprechen und verlangen, dass das Mietver-
hältnis fortgesetzt wird, wenn das Ende des Mietverhältnis-
ses für ihn selbst, für seine Familie oder für eine andere im 
Haushalt lebende Person eine besondere Härte darstellen 
würde – und diese Härte, auch unter Berücksichtigung der 
berechtigten Interessen des Vermieters, nicht zumutbar ist.

Die erforderliche ausreichende Schilderung des Sachver-
halts durch den Mieter zu einer gesundheitlichen Härte im 
Sinne der o. g. Regelung kann insbesondere – muss aber 
nicht stets – durch Vorlage eines (ausführlichen) fachärzt-
lichen Attests untermauert werden.

Im Einzelfall kann auch eine ausführliche Stellungnahme ei-
nes medizinisch qualifizierten Behandlers, der in Bezug auf 
das geltend gemachte Beschwerdebild fachlich einschlägig 
ist, geeignet sein, den Vortrag zu stützen – selbst, wenn 
diese nicht von einem Facharzt stammt. Dabei kommt es 
auf die konkreten Umstände, insbesondere den konkreten 
Inhalt des (ausführlichen) Attests an.
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